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Der Disput
geht weiter

D ie SPDhatKampfes-
lust beim Kanzler
bestellt und sie in

der Generalaussprache
über den Bundeshaushalt
tatsächlich bekommen.
Kein gewohnt nüchternes
Ablesen des Manuskripts
mit Tunnelblick, sondern
plötzlich eine freie, emotionaleRede
mit Attacke gegen Oppositionsfüh-
rer Friedrich Merz. Selten hat Olaf
Scholz derart leidenschaftlich Klar-
text gesprochen.
Doch das ist zunächst nicht mehr

als eine Momentaufnahme. Wenn es
nach der Zeitenwende so etwas wie
eine Kanzlerwende geben soll,
braucht Scholz nicht bloß den Rück-
halt seiner Partei, sondern den der
ganzen Ampel. Und das wird mehr
bedürfen als einer guten Rede im
Bundestag. Das Bündnis kommt nur
aus seinem selbst geschaufelten Ab-
grundwieder empor, wenn zwei Din-
gevonnunangelingen:demanderen
etwasgönnenkönnenundbürgernah
regieren.

Nachder Einigung imHaushaltsstreitmuss
Kanzler Scholz die Ampel-Koalition auf Kurs halten

die Freiheit gegen Russ-
land in der Ukraine, aber
auch in Europa und
Deutschland verteidigt
werden kann.
Scholz irrt, wenn er

glaubt,dieKnotenderAm-
pel durchzuschlagen.
Auch wenn der Haushalt

steht, die Atomkraftwerke abge-
schaltet sind, die Energiewende an
Fahrt aufnimmt und Bürgergeld und
Mindestlohnerhöht sind–dieserRe-
gierung misstrauen nicht nur viele
Menschen im Land, sondern auch
Mitglieder der Koalition. Und es geht
mit dem Schlagabtausch doch schon
weiter. Klimageld, Kinderfreibetrag,
Taurus-Marschflugkörper. Die Am-
pel müsste sich ins gemeinsame Ge-
lingenverlieben,anstattdeneigenen
Vorteil im Nachteil des anderen zu
suchen. Wie soll ein Land in diesen
Krisen zusammenhalten, wenn die
eigene Regierung von Zusammen-
halt selbst keine Ahnung hat?
ZuFriedrichMerz:DieGeneralaus-

sprache über denBundeshaushalt ist
die Königsdisziplin des Parlaments.
Wer hier austeilt, muss gut vorberei-
tet sein, um kein Eigentor zu kassie-
ren. Merz macht Punkte mit seinen
gut vorgetragenen, wenn auch nicht
neuenIdeen,wieerdasLandregieren
würde: mehr Härte gegen Bürger-
geldempfänger, weniger Sozialpoli-
tik, mehr Industriepolitik, stärkere
Förderung der Leistungsbereit-
schaft, enge Abstimmungmit Frank-
reich, schärfere Migrationspolitik.
Und dann unterläuft ihm der Feh-

ler, ein angeblichesVersagen der Re-
gierung zu kritisieren und etwas zu
fordern, was gerade beschlossen
wurde: die Bezahlkarte für Asylbe-
werber. Merz hatte die Einigung, an
der CDU-Ministerpräsidenten betei-
ligt sind, nicht mitbekommen. So
schwächtmanalsOppositionsführer
seine Position.
Einesaber ist sowohlMerzalsauch

Scholz eindrucksvoll gelungen. Sie
haben von der berührendenGedenk-
stunde für die Millionen Opfer des
Nationalsozialismus einfühlsam
übergeleitet zur Auseinanderset-
zung über die aktuelle Politik. Beide
haben in ihren Redenmehr Raumals
sonst gelassen, die AfD scharf insVi-
sier zu nehmen und sie direkt als De-
mokratiefeinde anzusprechen. End-
lich.

LEITARTIKEL

Zu letzterem gehört auch, Ent-
scheidungen zu erklären und die
MenschenaufVeränderungeneinzu-
stimmen. Nicht wie nach dem Haus-
haltsurteil erst keine Einigung zu-
stande kriegen und dann ohne Vor-
warnunghart bei denBauernkürzen.
Und auch nicht wie beim Heizungs-
gesetz:DenGrünengehendiePferde
durch und statt sie schnell wieder
einzufangen, schütteln FDP wie SPD
den Kopf darüber, wie einem die Zü-
gel so aus der Hand gleiten können.
Am Ende glaubten Bürgerinnen und
Bürger allen drei Parteien nicht
mehr, die Lage noch im Griff zu ha-
ben.
Den Haushalt 2024 hat die Ampel

nach dem Urteil aus Karlsruhe jetzt
mit Hängen undWürgen aufgestellt.
Der nächste Test wird die Unterstüt-
zung für Kiew und die Frage, ob die
Schuldenbremse ausgesetzt werden
muss,umsovielHilfe zu leisten,dass

Die Vorteile überwiegen

A ls Symbolpolitik
kritisieren Gegner
die Einführung

einer Bezahlkarte für Ge-
flüchtete, auf die sich Mi-
nisterpräsidentinnen und
-präsidenten von 14 Bun-
desländern geeinigt ha-
ben. Asylbewerber sollen
demnach einen Teil der ihnen zuste-
hendenLeistungenalsGuthabenauf
der Karte statt per Bargeldauszah-
lung erhalten.
In der Tat wäre die Einführung ein

Tropfen auf den heißen Stein, wenn
es nur darum ginge, unerlaubteMig-

NRW führt Bezahlkarte für Geflüchtete ein

rationzustoppen.FührendeWissen-
schaftler sind sich seit Jahren darü-
ber einig, dass Sozialleistungen kein
entscheidender Pull-Faktor für Ge-
flüchtetesind.UmunerlaubteMigra-
tion zu unterbinden, braucht es ef-
fektivere Lösungen.
Dennoch bietet die Bezahlkarte

Vorteile, die gegenüber den Beden-

KOMMENTAR

ken überwiegen. So wird
Beziehern von Sozialleis-
tungen die Möglichkeit
genommen, Geld aus der
staatlichenUnterstützung
anAngehörigeoderFreun-
de imAusland zu überwei-
sen.AuchKarte-zu-Karte-
Überweisungen sollen

nicht möglich sein. Der missbräuch-
liche Umgang mit Sozialleistungen,
darunterauchmöglicheweitereZah-
lungen an Schlepper, wird damit er-
heblicherschwert. Einweiterer zent-
raler Vorteil der Karte ist die Entlas-
tungvonKommunen.Bishermüssen
Asylbewerber Geldauszahlungen in
der Regel persönlich abholen – für
die Verwaltungen ein enormer Auf-
wand, der nun wegfallen soll.
FürdiePraxissinddieLänderinder

Pflicht, ein System zu entwickeln,
das zwei zentralen Anforderungen
entspricht. Erstens muss es sinnvoll
und einfach sein – sowohl für die
kommunalenVerwaltungen als auch
für die Geflüchteten selbst. Es darf
kein neues Bürokratie-Monster ent-
stehen. Zweitens muss die Höhe der
Leistungen, die die Länder selbst be-
stimmen können, angemessen und
vor allem nach einem einheitlichen
Standard festgelegt werden, mög-
lichst bundesweit.

Frankreich
fehlt

D asDramaderUkraineimKrieg
gegen Russland wächst und
wächst. In der „Financial

Times“ erschien jetzt einAppell der
Regierungschefs Olaf Scholz
(Deutschland), Mette Frederiksen
(Dänemark), Petr Fiala (Tsche-
chien), Kaja Kallas (Estland) und
Mark Rutte (Niederlande). Darin
fordern sie eine deutlich größere
europäische Gemeinschaftsan-
strengung zur Unterstützung der
Ukraine. Kiew benötige dringend
neue Munition sowie weitere Hau-
bitzen, Panzer, Drohnen und Luft-
verteidigungssysteme.
Inhaltlich ist der Appell gut be-

gründet. Eigentlich hatte sich die
Europäische Union das Ziel gesetzt,
die Ukraine bis Ende März 2024 mit
einer Million Artilleriegeschossen
zu versorgen. Dieses Ziel wird ver-
fehlt. Fraglich ist aber, obderAppell
das Gute auch tatsächlich bewirken
kann.
Das größte Manko beim Appell

von Scholz und Co. liegt darin, dass
die fünf Unterzeichnerstaaten eine
kurze Liste besonders engagierter
Kiew-Unterstützer kursieren las-
sen, auf der die neben Deutschland
einflussreichste EU-Nation fehlt:
Frankreich.

Regierungschefs fordern
mehrUnterstützung

für dieUkraine
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Laut dem „Ukraine Support Tra-
cker“ gewährte Frankreich der Uk-
raine bislang militärische Hilfen im
Wert von nur 540 Millionen Euro.
ZumVergleich:Deutschlandlieferte
WaffenundGerätfür17,1Milliarden
Euro.
Allerdings ist und bleibt Frank-

reich ein komplizierter Fall. Erstens
hat Paris Kiew weitere Lieferungen
inAussichtgestellt.Zweitensbringt
Frankreich als Atommacht ein ganz
eigenes Gewicht auf die Waage. Der
Bundeskanzler sollte seine Energie
darauf konzentrieren, den zwar
mühsamen, aber bewährtenWeg zu
gehen.Dazugehörtes,möglichstal-
le in der EU mitzunehmen, die gro-
ßen Staaten und die kleinen, die im
Süden und die im Norden. Aller Er-
fahrungnachgelingt das ambesten,
wennDeutschlandals erstesdieAb-
stimmungmit Frankreich sucht.
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Überraschende Rollenverteilung in der Generaldebatte Heiko Sakurai

Weckruf mit Ernüchterungsgefahr

D ieMedienberichtezurPotsda-
mer Runde von Rechtsextre-
misten mit ihren völkischen

„Remigrations“-Fantasien waren
für viele Menschen eine Art Weck-
ruf. Der Tabubruch macht deutlich,
dass Demokratie und Menschen-
würde in Deutschland gefährdet
sind, und motiviert viele zum Han-
deln. Die tieferen Beweggründe der
Demonstrierenden und die Auswir-
kungen der Demonstrationen auf
Sympathisanten der AfD haben wir
gerade in einer aktuellen „rhein-
gold“-Studie auf Basis von psycho-
logischen Explorationen und einer
Online-Befragung mit mehr als
1000 Teilnehmenden untersucht.
Die Demonstrierenden beschrei-

ben,wiesiedurchPotsdamaus ihrer
Lethargie und eher passiv-resigna-
tiven Stimmung gerissen wurden,
die sie angesichts dermultiplenKri-
sen inden letztenMonatenverspürt
haben. Sie sehen jetzt wieder ein
klares Ziel, für das sie persönlich et-
was investieren wollen. Eine lange
Zeit brachliegende Bewegungs-
Energie wird nun kanalisiert und
vermittelt das befreiende Gefühl
wiedererlangter Handlungsmacht
und Zusammengehörigkeit.

AufDemos gegenRechtsextremismus finden vieleMenschen derMitte auf einmal
wieder ein StückHeimat –Die AfD könntemittelfristig aber trotzdemprofitieren

Ähnlichwie inderEnergiekrise2022
sehen viele jetzt die konkrete Chan-
ce, gemeinsam mit anderen etwas
zur Krisenbewältigung beitragen zu
können. Voller Stolz blicken viele
Teilnehmende auf das Erreichte,
wennsie abends indenNachrichten
die Bilder einer Massenbewegung
sehen, die sie mitgetragen haben.
Das gemeinsame Aufstehen für

die Demokratie schafft ein lange
vermisstes gesellschaftliches Wir-
Gefühl–auchbeiMenschen,diesich
im Vorfeld der Demonstrationen
politisch heimatlos gefühlt haben.
Heimatlos, weil sie einerseits mit
der Ampel fremdelten und sich an-
dererseits nichtmit den lautstarken
undpolitischextremenDiskursenin
den sozialen Medien verbunden
fühlten. Auf den Demos finden sie
jetzt eine temporäre politische Hei-
mat.Siefühlensichdieseraußerpar-
lamentarischen Mitte zugehörig.
Vor allem, wenn sie während der
Kundgebungen mit unbekannten
Gleichgesinnten ins Gespräch kom-
men.
AllerdingshabendieTeilnehmen-

den auch Störgefühle, wenn sie bei
denDemonstrationenmit radikalen
Transparenten oder Parolen kon-
frontiert werden. Sie fühlen sich
dann in ihrermoderatendemokrati-
schen Grundhaltung nicht mehr re-
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präsentiert. Gleichzeitig werden so
bereits bestehendeÄngste vor einer
weiteren Radikalisierung und Ent-
zweiung der Gesellschaft geschürt.
Und diese Ängste verstärken die
Sehnsüchte vielerWählerinnen und
Wähler nach Einheit und Gemein-
schaft, die wiederum von ultrarech-
tenundvölkischgesinntenParteien
aufgegriffen und bedient werden
können.
Die meisten Demonstrierenden

und ihreSympathisantenhoffenda-
rauf, dass eine Art große und kons-
tante Bürgerwelle entsteht – nicht
nur gegen rechtsradikale Umtriebe,
sondernauchgegenalles,was inder
Politik schiefläuft. Allerdings be-
schreiben vor allem diejenigen, die
an den Demonstrationen teilge-
nommen haben, dass deren bestär-
kende und tröstliche Wirkung
schnell wieder verpufft. Dann füh-
len sie sich wieder in den alten
Zwängen gefangen, unter den All-
tagslasten leidend, auf sich allein
zurückgeworfen, den Krisen ohn-
mächtig ausgeliefert.
Wenn die gerade entstandene

Bürgerbewegung in den nächsten
Wochen versanden sollte, wird sich
ebendiesesGefühlnochverstärken:
festzustecken und wirkungslos zu
sein. Dann besteht auch die Gefahr,
dass die momentane Bewegungs-
Energieumkanalisiertwirdund sich
zunehmend gegen die Ampel rich-
tet:„WirhabenderRegierungdurch
die Demos das Leben leichter ge-
macht, jetzt sind sie dran und müs-
sen auch liefern.“
Die Auswirkungen der Demonst-

rationen auf die Haltung und das

Wahlverhalten der AfD-Sympathi-
santinnen und -Sympathisanten
hängt vor allemdavonab, inwieweit
sie in der Partei bereits ihre politi-
sche Heimat gefunden haben. Noch
nicht gefestigte Wähler auf der Su-
che nach einer neuen politischen
Heimat für ihre sehr konservative
beziehungsweise weit rechts ange-
siedelte Weltsicht kommen gerade
ins Grübeln und überdenken ihr Ko-

kettieren mit der AfD. Den Bruch
mit der demokratischen Mitte wol-
len sie nicht riskieren. Zudem reali-
sieren sie, dass mit der AfD extrem
rechte Positionen verbunden sind,
die sie inhaltlich nicht teilen. Selbst
wenn sie sich letztlich nicht völlig
von der AfD abwenden, hoffen sie
darauf,dasssichdieradikalenKräfte
in der AfD nicht durchsetzen wer-
den.
Protestwählerinnen und -wähler,

die die AfD wählen wollen, um der
Regierung einen Denkzettel zu er-
teilen, die sich selbst aber nicht für
rechtsradikal halten, fühlen sich
durch die Demonstrationen oft ge-
kränkt. Durch die klare Stoßrich-
tung gegen die AfD sehen sie sich
noch weiter an die Wand gedrängt
und persönlich diskreditiert. Sie
entwickelndannoft gemeinsammit
anderen AfD-Sympathisanten oder
-WählerneineArtWagenburg-Men-
talität.
Überzeugte AfD-Wähler wiede-

rum zweifeln eine durch die
Demonstrationen ausgelöste Mas-
senbewegung an. Die verstärkte Be-
richterstattungindenMedienist für
sie oft ein weiterer Beweis für deren
„weitgehende Gleichschaltung“.

DieetabliertenParteienundhiervor
allem die Grünen sind für viele die-
serWählerzumFeindbildgeworden.
SiebeklagendieÜberheblichkeitder
„Eliten“, die ihre Alltagsprobleme
nicht sähen und eine mangelnde
Wertschätzung ihrer Lebenswirk-
lichkeit an den Tag legten: „Flücht-
linge und Umwelt sind denen da
oben doch wichtiger als meine Be-
lange.“
Insgesamt erwarten die Men-

schen von der Politik, dass sie die
Wünsche nach sozialem Zusam-
menhalt und aktiver Mitgestaltung
aufgreift. Die existierenden Proble-
me und das damit verbundene Ge-
fühl der alltäglichenOhnmacht sol-
len aufgegriffenwerden. Krisen sol-
len nicht beschwichtigend kleinge-
redet, sondern der verspürte Ernst
der Lage soll – ähnlich wie bei der
Energie-Krise – klar benannt und
mit konkreten Handlungsaufforde-
rungen für alle verbunden werden.
Eswird außerdemerwartet, dass die
Ampel Einigkeit zeigt und eine Hal-
tung produktiver Problemlösung
vorlebt.
SiesollaberauchBegegnungsräu-

meeröffnen, die denAustauschund
das Gespräch zwischen Andersden-
kenden ermöglichen und somit der
wachsendengesellschaftlichenEnt-
zweiung entgegenwirken.

KRISTINADUNZ
ksta-politik@
kstamedien.de
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niels.altenmueller@
kstamedien.de
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STEPHANGRÜNEWALD
ist Geschäftsführer des

„rheingold“-Instituts in Köln.
In seiner Kolumne schreibt er
aus psychologischer Sicht über

gesellschaftlich relevante Themen

Dieser Regierung
misstrauen nicht

nur vieleMenschen im
Land, sondern auch
Mitglieder der Koalition

Dermissbräuchliche
Umgangmit

Sozialleistungen wird
erheblich erschwert

Frankreich bringt
als Atommacht

ein ganz eigenes Gewicht
auf dieWaage

Voller Stolz blicken
viele Teilnehmende

auf das Erreichte, wenn
sie in den Nachrichten
die Bilder sehen

Überzeugte
AfD-Wähler

zweifeln eine durch
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Noch nicht
gefestigteWähler

auf der Suche nach einer
neuen Heimat kommen
gerade ins Grübeln




